
ungenügende innere Bereitschaft des Handelnden zur 
Pflichterfüllung ist.
Das Strafgesetzbuch schränkt die strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit wegen fahrlässiger Tatbegehung in den 
speziellen Strafrechtsnormen auf die Fälle ein, in de­
nen das pflichtwidrige Handeln schwere Schäden oder 
Gefahrenzustände verursacht. Hat sich der Handelnde 
nicht in gehörigem Maße um das Bewußtmachen seiner 
Pflichten bemüht und durch eine als Gleichgültigkeit 
zu bezeichnende negative Einstellung der Gesellschaft 
oder dem einzelnen einen schweren Schaden zugefügt 
oder einen erheblichen Gefahrenzustand heraufbeschwo­
ren, so hat die Pflichtverletzung im Regelfall eine solche 
Schwere, daß sie als verantwortungslose Gleichgültig­
keit zu bewerten und als fahrlässige Schuld zu quali­
fizieren ist. Sein Verhalten kann nur dann nicht als 
verantwortungslose Gleichgültigkeit bewertet werden, 
wenn im Einzelfall Umstände Vorgelegen haben, unter 
denen das nichtgehörige Bewußtmachen der Pflichten 
in Abweichung vom Regelfall nur eine sehr geringe, an 
der Grenze zur Nichtschuld liegende subjektive Pflicht­
widrigkeit darstellt.
Die Feststellung, daß der Handelnde sich infolge Gleich­
gültigkeit seine Pflichten nicht bewußt gemacht hat, 
enthält eine erste und vorläufige Aussage über die 
Qualität dieser Pflichtverletzung. Sie schließt die Fest­
stellung in sich ein, daß dieses Verhalten als verant­
wortungslos zu bewerten ist, wenn nicht besondere Um­
stände vorliegen, die diese Verantwortungslosigkeit im 
Einzelfall ausnahmsweise ausschließen.
Die Bewertung der Gleichgültigkeit als verantwor­
tungslose Gleichgültigkeit verlangt nicht das Vorliegen 
zusätzlicher, die Pflichtverletzung erschwerender Um­
stände. Entscheidend ist vielmehr das Nichtvorliegen 
von Umständen, die die normalerweise gegebene 
Schwere der Pflichtverletzung erheblich vermindern. 
Deshalb ist eine besondere Prüfung, ob die Gleichgül­
tigkeit verantwortungslos ist, auch nur dann vorzuneh­
men, wenn im konkreten Fall Anhaltspunkte für das 
Nichtvorliegen der einer Gleichgültigkeit im Regelfall 
immanenten Verantwortungslosigkeit gegeben sind. Lie­
gen solche Anhaltspunkte im Einzelfall nicht vor, so 
kann die Gleichgültigkeit ohne weitere Prüfung als 
verantwortungslose Gleichgültigkeit bewertet und cha­
rakterisiert werden.

Schuldausschluß nach § 10 StGB und Bewertung 
der Gleichgültigkeit
Ob die Gleichgültigkeit als verantwortungslos oder als 
nicht verantwortungslos zu bewerten ist, richtet sich da­
nach, unter welchen Voraussetzungen und nach welchen 
Maßstäben die Schuld in bezug auf das nichtgehörige 
Bewußtmachen der Pflichten ausgeschlossen werden 
kann. Bei der Bewertung der Gleichgültigkeit ist des­
halb von den allgemeinen Maßstäben und Anforderun­

gen auszugehen, die das Gesetz an den Ausschluß der 
Schuld stellt.
Aus der Regelung des Schuldausschlusses in § 10 StGB 
ergeben sich grundlegende Hinweise auf die Maßstäbe, 
nach denen die verantwortungslose Gleichgültigkeit aus­
zuschließen ist.
§ 10 StGB geht grundsätzlich davon aus, daß Schuld 
vorliegt, wenn der Handelnde die Möglichkeit zu einem 
pflichtgemäßen Verhalten hatte. Die Schuld ist nur dann 
ausgeschlossen, wenn es dem Handelnden objektiv oder 
subjektiv unmöglich war, die ihm obliegenden Pflich­
ten zu erkennen und danach zu handeln oder wenn ein 
nicht zu verantwortendes persönliches Versagen vor­
liegt. Das Gesetz schließt die Schuld im Falle des nicht 
zu verantwortenden Versagens aus, weil ein pflichtge­
mäßes Verhalten in der gegebenen Situation außeror­
dentlich erschwert ist und deshalb dem Handelnden 
aus seinem Fehlverhalten kein strafrechtlicher Schuld­
vorwurf gemacht werden kann. Ein den gesellschaft­
lichen Anforderungen entsprechendes gefahrloses Ver­
halten liegt zwar noch in den Grenzen des objektiv und 
subjektiv Möglichen, würde aber überspitzte, das nor­
male und zumutbare Maß an Sorgfalt und Aufmerk­
samkeit übersteigende Anforderungen stellen, so daß 
das abweichende Verhalten dem Handelnden nicht als 
Pflichtverletzung zur Last gelegt werden kann.
Aus § 10 StGB ergibt sich im Umkehrschluß, daß Ver­
antwortungslosigkeit und Schuld grundsätzlich zu be­
jahen sind, wenn die Erfüllung der Pflichten objektiv 
und subjektiv möglich war und keine Überforderungs­
situation vorlag.
Die Gleichgültigkeit nach § 8 Abs. 2 StGB setzt voraus, 
daß die Möglichkeit zu einem pflichtgemäßen Verhal­
ten objektiv und subjektiv gegeben war. Sie liegt da­
mit grundsätzlich innerhalb des Grenzbereichs, der 
nach den Maßstäben des § 10 StGB schuldhaftes Han­
deln darstellt. Deshalb muß die Gleichgültigkeit auch 
grundsätzlich als verantwortungsloses Verhalten bewer­
tet werden, wenn nicht besondere Ausnahmegründe 
Vorgelegen haben.
Legt man die Maßstäbe des § 10 StGB zugrunde, dann 
darf die Gleichgültigkeit nur dann als nicht verantwor­
tungslose Gleichgültigkeit bewertet und die fahrlässige 
Schuld ausgeschlossen werden, wenn Gründe vorliegen, 
die ein pflichtgemäßes Verhalten im konkreten Fall 
ganz erheblich erschwert haben, oder wenn andere Um­
stände vorliegen, die die Pflichtverletzung so gering er­
scheinen lassen, daß das pflichtwidrige Verhalten bis zu 
einem gewissen Grad verständlich und entschuldbar 
erscheint und nicht als verantwortungsloses Handeln 
i. S. des § 5 Abs. 1 StGB bewertet werden kann. Dabei 
sind, wie Griebe/Seidel gezeigt haben, alle sachlichen 
und personalen Verhaltensbedingungen zu berücksich­
tigen./^/
/12/ Griebe/Seidel, a. a. O., S. 419 f.

Aus anderen sozialistischen Ländern
L. KRJUTSCHKOW, Militärstaatsanwalt der Gruppe der sowjetischen Streitkräfte in Deutschland

50 Jahre sowjetische Staatsanwaltschaft
Der folgende Beitrag ist die geringfügig gekürzte Fas­
sung eines Referats, das der Autor auf einem Erfah­
rungsaustausch mit Mitarbeitern des Generalstaats­
anwalts der DDR gehalten hat (vgl. die Information 
über diese Beratung in diesem Heft). D. Red.

Das Sowjetvolk bereitet sich vor, in diesem Jahr ein 
bedeutsames Ereignis würdig zu begehen, und zwar den 
50. Jahrestag der Gründung der Union der Sozialisti­

schen Sowjetrepubliken. Ein halbes Jahrhundert ist 
auch vergangen, seit am 28. Mai 1922 die III. Tagung des 
Gesamtrussischen Zentralen Exekutivkomitees der 
IX. Legislaturperiode die Bestimmungen über die Grün­
dung der Staatsanwaltschaft bestätigte. 50 Jahre alt ist 
schließlich auch der berühmte Brief Lenins „Über ,dop­
pelte1 Unterordnung und Gesetzlichkeit“, in dem Lenin 
die wichtigsten Prinzipien der sozialistischen Gesetz-
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